
Bibelwort
„Jesus spricht:  Ich bin nicht 

gekommen, Gerechte zu rufen, 
sondern Sünder.“ 

Markus 2,17
Seit dem „Jahr der Bibel“ 2003 erscheinen an dieser Stelle Texte aus dem Alten und 

Neuen Testament. Entnommen wird dieser Spruch für den jeweiligen Tag den 
„Losungsbüchern“ der Herrnhuter Brüdergemeine. (www.losungen.de)Unser täglicher Themenschwerpunkt

BERLIN. Die Bundesrepublik 
hat seit mehr als einem hal-
ben Jahrhundert ein Renten-
problem, das sich mit jedem 
Jahr weiter zuspitzt. Wenn ein 
Problem so lange besteht, gibt 
es gewisse Gewöhnungseffek-
te. Es wächst der Eindruck, 
dass es unglaublich schwierig 
wäre, das Problem zu lösen, 
schließlich lebt es schon so 
viele Jahre mit uns. Vielleicht 
ist es sogar naturgegeben, ein 
Phänomen unserer Zeit, dem 
wir als Gesellschaft schicksal-
haft unterworfen sind? 

All dies ist falsch. Die Lö-
sung des Rentenproblems ist 
ganz einfach. Doch sie wird 
nicht umgesetzt, weil in der 
öffentlichen Diskussion um 
den richtigen Weg vor allem 
eines herrscht: eine unkont-
rollierbare Wut, sobald jene 
Vorschläge unterbreitet wer-
den, die das Rentenproblem 
effektiv lösen würden. Und in 
der Politik fehlt seit Jahrzehn-
ten der Mut, sich dieser Wut 
zu stellen.

In den kommenden Tagen 
werden wir das Rentensystem 
einer detaillierten Analyse 
unterziehen, um herauszu-
finden, wie sich das Problem 
lösen lässt. Beginnen müssen 
wir mit der Frage, warum es 
politisch überhaupt so schwie-
rig ist, die Systemfehler zu be-
heben. Im Weg steht das Zu-
sammenspiel zweier Faktoren.

Wut und Machtkalkül 
behindern die Lösung
Erstens ist die Debatte an sich 
hochemotional, weil sie die 
wirtschaftliche Lebensgrund-
lage der Menschen betrifft: 
Viele Senioren kommen mit 
ihrer Rente kaum über die 
Runden. Arbeitnehmern in 
der Blüte ihrer Schaffenskraft 
wird ständig das Gespenst der 
längeren Lebensarbeitszeit an 
die Wand gemalt. Und junge 
Menschen bewegt die Frage, 
ob für sie am Ende überhaupt 
noch etwas vom Kuchen üb-
rig bleibt. Das hat zur Folge, 
dass die Debatte leicht einer 
Hyper-Emotionalisierung 
zum Opfer fällt, die eine ver-
nünftige, nüchterne und lö-

sungsorientierte gesellschaft-
liche Diskussion erschwert.

Zweitens haben libera-
le Demokratien gegenüber  
autoritär regierten Staaten 
zwar viele Vorteile, aber einen 
entscheidenden Nachteil: Es 
ist nahezu unmöglich, äußerst 
unpopuläre, aber notwendige 
Reformen anzugehen, deren 
Erfolge erst langfristig sicht-
bar werden. Entscheidungsträ-
ger, die unbeliebte Entschei-
dungen zur Debatte stellen, 
können sich fast sicher sein, 
dass sie das politische Ruder 

zukünftig nicht mehr in der 
Hand halten werden. Stoßen 
sie der größten und aktivsten 
homogenen Wählergruppe 
in der Bundesrepublik, näm-
lich Wählern über 60, vor den 
Kopf, beginnt mit der nächs-
ten Wahl wohl ihr eigener 
politischer Ruhestand.

Politische oder gesellschaft-
liche Gegenspieler schlagen 
daraus Kapital: Sie mobilisie-
ren die Emotionalität des The-
mas und stellen sich gegen die 
unpopuläre Maßnahme, un-
abhängig davon, ob sie sinn-

voll ist oder nicht. Es entsteht 
eine fundamental unehrliche 
Debatte, in der es nicht um 
Wahrheit, sondern um politi-
sche Vorteile geht, und in der 
sich die Entscheidungsträger 
von einer fieberhaft erregten 
Masse aus Politikern, Interes-
sensverbänden und Bürgern 
vor sich her treiben lassen.

Bei der Rente wird viel 
Augenwischerei betrieben
Das ist das Problem hinter 
dem Rentenproblem. Und es 
lässt sich nur lösen, wenn das 
wilde Renten-Gezanke der 
vergangenen Jahrzehnte auf-
hört und von einer nüchter-
nen Problemanalyse gepaart 
mit einer rein lösungsorien-
tierten Debatte abgelöst wird. 
Der Nordkurier will mit die-
ser Serie die Basis dafür lie-
fern. Wir wollen wissen: Was 
ist eigentlich das Problem, 
was sind vernünftige Lösun-

gen, welche Vorschläge zur 
Rettung des Rentensystems 
sind ideologie-getriebene  
Augenwischerei und wo wer-
den zukünftig Kompromisse 
notwendig sein?

In der morgigen Ausgabe 
betrachtet der Text „So lässt 
sich das Rentenproblem lö-
sen“ das umlagefinanzierte 
Rentensystem strukturell. Aus 
den Überlegungen folgt, dass 
es nur eine Lösung des Renten-
problems gibt, zu dieser aber 
verschiedene, und verschieden 
gute, Wege führen.

Der dritte Teil – „Warum 
die Rente mit 70 sozial gerecht 
ist“ – beschäftigt sich mit einer 
möglichen Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters. Dies ist ein 
hochemotionales Thema und 
wird kaum sachlich diskutiert. 
Längeres Arbeiten wird oft als 
Rentenkürzung für zukünfti-
ge Generationen verstanden. 
Wenn das so ist, dann muss 
eine gleichbleibende Lebens-
arbeitszeit bei gleichzeitig  
steigender Lebenserwartung 
als Rentenkürzung für der-
zeitige Rentner verstanden 
werden. 

Das wirft große Fragen auf: 
Was ist sozial gerecht, nicht 
nur mit Blick auf zukünftige 
Rentner, sondern auch gegen-
über der heutigen Rentner-
generation? Und wie ist es 
überhaupt möglich, hier einen 
gesellschaftlichen Kompro-
miss zu finden? Schließlich ist 
völlig klar, dass Pflegekräfte, 
Polizistinnen oder Dachdecker 
ihre Lebensarbeitszeit nicht 
beliebig verlängern können. 

Kann das Rentensystem 
überhaupt kollabieren?
Teil 4 widerlegt ein politisch 
sehr beliebtes Argument und 
stellt fest: „Gute Arbeit kann 
die Rente nicht retten“.  Der 
Text sieht sich die Möglich-
keit an, das Rentensystem 
über Arbeitsmarkt-Maßnah-
men wie Lohnerhöhungen, 
f lächendeckende Tarife oder 
eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu 
lenken. Er kommt zu dem 
Schluss, dass diese Möglich-
keiten alleine das Renten-
problem nicht lösen können 
und deshalb nur f lankierend 
wirksam sind.

Im fünften und letzten Teil 
dieser Serie stellen wir die 
Frage, wie das Rentensystem 
zusammenbrechen könnte, 
wenn sich die Politik weiter-
hin weigert, eine ernsthafte 
Reform ins Auge zu fassen. 
In der Debatte wird häufig 
vom „Kollaps des Rentensys-
tems“ gesprochen. Dieser wird 
schlicht nicht eintreten, solan-
ge die Bundesrepublik nicht 
kurz vor der Staatspleite steht. 

Doch das ist nicht die 
eigentliche Gefahr, die von 
einem immer schwieriger zu 
finanzierenden Rentensys-
tem ausgeht. Die Gefahr ist 
vielmehr, dass sich das Prob-
lem tief in den Staatshaushalt 
frisst und andere Bereiche in-
fiziert. Als Folge fehlt Geld für 
überlebenswichtige Investitio-
nen in die Zukunft des Landes.

Also: Die Wut muss raus 
aus der Renten-Debatte. Das 
ist der Anfang. Morgen stellen 
wir uns die Frage, wie sich das 
Rentenproblem lösen lässt.

Altersarmut, Aktienrente oder Schuften bis 70? Die Debatte über die Rente wird hochemotional 
geführt. Der Politik fehlt auch deshalb der Mut, die richtigen Entscheidungen zu treffen.

Die Wut muss raus aus 
der Renten-Debatte

Carsten KorfmacherVon
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Bibelwort
„Ein Lobpreis seiner Herrlichkeit 

sollen wir sein - wir alle, die wir durch 
Christus von Hoffnung erfüllt sind!“

Epheser 1,12
Seit dem „Jahr der Bibel“ 2003 erscheinen an dieser Stelle Texte aus dem Alten und 

Neuen Testament. Entnommen wird dieser Spruch für den jeweiligen Tag den 
„Losungsbüchern“ der Herrnhuter Brüdergemeine. (www.losungen.de)Unser täglicher Themenschwerpunkt

BERLIN. Das deutsche Renten-
system ist chronisch klamm. 
Mehr als 100 Milliarden Euro, 
und damit deutlich mehr 
als ein Viertel der jährlichen 
Ausgaben der Deutschen Ren-
tenversicherung, müssen aus 
Steuergeldern zugeschossen 
werden, sonst könnte der 
Staat schon heute keine Ren-
tenzahlungen mehr leisten. So 
viel ist bekannt. Nun könnte 
man sagen: Wo ist das Prob-
lem? Wir zahlen viele Dinge 
aus Steuern, warum nicht 
auch die anhaltende Subven-
tionierung der Rente?

Der Grund dafür ist ein-
fach: Ein umlagefinanziertes 
Rentensystem ist eigentlich so 
konzipiert, dass es sich selbst 
trägt und nicht auf Zuschüsse 
angewiesen ist. Renten sind So-
zialausgaben, die verbraucht 
werden, und somit nicht als 
Investitionen in Infrastruktur, 
Bildung, das Gesundheitswe-
sen oder die innere oder äuße-
re Sicherheit f ließen können. 
Somit wäre es wünschenswert, 
die steuerliche Bezuschussung 
des Rentensystems zumindest 
zu reduzieren.

Damit kommen wir zum 
strukturellen Kernproblem 
der deutschen Rente: Denn 
durch den demografischen 
Wandel nimmt die Notwendig-
keit der steuerlichen Renten-
Subventionierung im Laufe 
der Zeit nicht ab, sondern zu. 
In Deutschland wird die Rente 
rollierend über Generationen 
finanziert. Vereinfacht gesagt 
bedeutet das: Wie in einem 
Schneeballsystem zahlen heu-
tige Arbeitnehmer die Rente 
heutiger Senioren, und sie 

erhalten ihre Rente aus den 
Beiträgen zukünftiger Arbeit-
nehmer.

Mehr als ein Viertel der 
Deutschen ist bald über 65
Ein solches System funktio-
niert, wenn die Größenord-
nungen stabil bleiben. Doch 
das ist gerade nicht der Fall: 
Die Zahl der Arbeitnehmer 
nimmt im Verhältnis zur Zahl 
der Rentner kontinuierlich ab. 
Während im Jahr 1981 noch 
2,9 Arbeitnehmer einen Rent-
ner finanzierten, werden es 
nach Angaben der Deutschen 
Rentenversicherung im Jahr 
2045 nur noch 1,54 Arbeit-
nehmer sein. Je weiter diese 
Entwicklung voranschreitet, 
desto unterfinanzierter ist das 
Rentensystem.

Der Hauptgrund für die 
Verhältnisverschiebung ist 
eine an sich positive Entwick-
lung, nämlich dass die Men-
schen in Deutschland immer 
älter werden. Nach Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes lag 
die durchschnittliche Lebens-
erwartung im Jahr 1960 für 
Frauen bei 72,4 und bei Män-
nern bei 66,9 Jahren. Heu-
te werden Frauen 83,4 und 
Männer 78,5 Jahre alt, im Jahr 
2060 werden diese Werte bei 
87,3 und 83,5 Jahren liegen.

Dadurch hat sich der An-
teil der Über-65-Jährigen in 
Deutschland zwischen 1960 
und 2021 von 12 auf 22 Pro-
zent nahezu verdoppelt. Bis 
2060 soll der Anteil nach 
Berechnungen des Bundes-
instituts für Bevölkerungs-
forschung auf 27 Prozent an-
steigen. Noch dramatischer 
ist der Anstieg der Zahl der 
Hochbetagten: Hatten im 
Jahr 1960 nicht einmal 2 Pro-
zent der Bevölkerung das 80. 
Lebensjahr erreicht, sollen es 
im Jahr 2060 bereits 10 Pro-
zent sein. Derzeit sind rund 7 
Prozent der Bevölkerung über 
80 Jahre alt.

Das Renten-Problem kann 
ganz einfach gelöst werden
Das bedeutet, dass das Renten-
problem aus einem Systemfeh-
ler resultiert: Das Rentensys-
tem ist darauf ausgelegt, dass 
sich die Zahl der Rentner und 
die Zahl der Arbeitnehmer die 
Waage halten. Verschieben 
sich die Größenordnungen, ge-
rät das System in eine Schief-
lage. Ist die Verschiebung 
anhaltend, bricht das System 
irgendwann zusammen. 

Mathematisch betrachtet 
ist die Lösung des Rentenprob-
lems deshalb ganz einfach. Ein 
Verhältnis wird durch einen 

Bruch ausgedrückt: Oben im 
Zähler stehen die Rentner, 
unten im Nenner die Beitrags-
zahler, das Ergebnis ist der 
sogenannte Quotient. Je klei-
ner dieser Rentnerquotient 
ausfällt, desto stabiler ist das 
Rentensystem. Verringert wer-
den kann der Quotient, wenn 
der Zähler (die Zahl der Rent-
ner) verkleinert wird oder der 
Nenner (die Zahl der Arbeit-
nehmer) vergrößert wird.

Nun muss eine Ungenauig-
keit ausgemerzt werden: Eini-
ge Senioren haben sehr hohe 
und andere sehr niedrige Ren-
ten, gleichzeitig zahlen einige 
Arbeitnehmer sehr niedrige 
und andere sehr hohe Beiträ-
ge in die Rentenversicherung. 
Das zeigt, dass die tatsächliche 

Anzahl an Rentnern und Bei-
tragszahlern weniger relevant 
ist als die Gesamtsummen, 
die sie erhalten und zahlen. 
Grundsätzlich gibt es also 
nur zwei Wege, um das Ren-
tenproblem zu lösen: Erstens, 
das gesamte Rentenvolumen 
wird reduziert. Oder zweitens, 
das gesamte Beitragsvolumen 
wird erhöht.

Der beste Vorschlag ist 
effektiv, aber unpopulär
An diesem Punkt wird deut-
lich, warum die Rentendebatte 
so schwierig zu manövrieren 
ist und damit auch so viel 
Raum für Wut, Missverständ-
nisse oder ideologische Geisel-
nahmen lässt: Das Rentensys-
tem steht in einem äußerst 

komplexen und dynamischen 
Verhältnis insbesondere zum 
Arbeitsmarkt, so dass Ent-
wicklungen in der Arbeitswelt 
immer auch Auswirkungen 
auf das Rentenproblem haben.

Somit gibt es zahllose Stell-
schrauben, um auf das Ren-
tensystem einzuwirken: Zum 
Beispiel führen höhere Löhne 
ebenso zu höheren Renten-
beiträgen wie eine direkte 
Anhebung der Beitragssätze; 
eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und eine 
stärkere Nettozuwanderung 
führen potenziell zu mehr 
Arbeitnehmern; wenn die Löh-
ne stärker steigen als die Ren-
ten, sinkt das Rentenniveau, 
was wiederum die gesetzliche 
Rentenkasse weniger stark be-
lastet. Und so weiter.

Wie wir noch sehen wer-
den, wirken diese vermeint-
lichen Lösungen aber immer 
nur kurzzeitig, und können 
deshalb maximal als f lankie-
rende Maßnahmen betrachtet 
werden. In der Tat gibt es nur 
eine einzige Möglichkeit, den 
strukturellen Fehler des Ren-
tensystems zu beheben. Dieser 
Vorschlag beeinflusst sowohl 
den Zähler als auch den Nen-
ner des relevanten Verhält-
nisses gleichermaßen positiv 
und würde das Rentensystem 
langfristig stabilisieren. Die-
se Maßnahme ist so effektiv 
wie unpopulär: nämlich die 
Koppelung der Lebensarbeits-
zeit an die Lebenserwartung. 
Morgen sehen wir uns diesen 
Vorschlag genauer an.

Über die Rente wird so hitzig diskutiert, dass manchmal der Blick für das Wesentliche verloren geht. Dabei ist die Rechnung 
eigentlich ganz einfach: Das Rentensystem hat einen strukturellen Fehler, der sich beheben lässt, wenn man denn will.

So lässt sich 
das Rentenproblem lösen

Carsten KorfmacherVon
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Tickende Zeitbombe „Rentensystem“
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Bibelwort
„Ich schäme mich des Evangeliums nicht; 

denn es ist eine Kraft Gottes,  
die selig macht alle, die glauben.“

Römer 1,16
Seit dem „Jahr der Bibel“ 2003 erscheinen an dieser Stelle Texte aus dem Alten und 

Neuen Testament. Entnommen wird dieser Spruch für den jeweiligen Tag den 
„Losungsbüchern“ der Herrnhuter Brüdergemeine. (www.losungen.de)Unser täglicher Themenschwerpunkt

BERLIN. Die mögliche Erhö-
hung des Renteneintrittsalters 
ist ein heikles Thema. Die Dis-
kussion wird in Deutschland 
mit harten Bandagen geführt, 
in Frankreich brennen die 
Bürger deshalb halbe Stadt-
viertel nieder. Wer die Rente 
mit 70 fordert, riskiert einen 
öffentlichen Spießroutenlauf, 
weshalb der Vorschlag meist 
aus Wirtschaft oder Wissen-
schaft kommt. Das Problem 
hinter dem Rentenproblem, 
die unehrliche Debatte, die 
wir im ersten Teil dieser Serie 
kennenlernten, wird hier ganz 
besonders deutlich. Tatsäch-
lich gibt es in Deutschland 
kaum einen Politiker, der pro-
aktiv ein höheres Rentenein-
trittsalter fordert.

Das ist höchst kurios. Denn 
mathematisch betrachtet ist 
eine längere Lebensarbeits-
zeit und eine Koppelung des 
Renteneintrittsalters an die Le-
benserwartung die effektivste 
Lösung des Rentenproblems. 
Diese Maßnahme löst näm-
lich das strukturelle Problem 
des demografischen Wandels, 
das uns im zweiten Teil die-
ser Serie begegnete und das 
zu einem immer ungünstige-
ren Verhältnis von Rentnern 
zu Beitragszahlern führt. Da-
bei wirkt die Erhöhung der 
Lebensarbeitszeit direkt an 
zwei Hebeln: Sie reduziert 
die Zahl der Rentner und er-
höht gleichzeitig die Zahl der 
Arbeitnehmer. Die Koppelung 
an die Lebenserwartung wie-
derum fixiert das Verhältnis 
in einer finanziell tragbaren 
Größenordnung.

Ist ein höheres Rentenalter 
sozial ungerecht?
Da der demografische Wan-
del ein unaufhaltbarer Pro-
zess ist, wirkt er ebenfalls 
doppelt: Schon jetzt ist das 
Rentensystem alleine nicht fi-
nanzierbar, so dass Justierun-
gen notwendig sind. Darüber  
hinaus nimmt die Unfinan-
zierbarkeit mit der Zeit immer 
weiter zu. Eine Koppelung des 
Renteneintrittsalters an die Le-
benserwartung ist somit der 
einzige Weg, um zumindest 
die Beschleunigung des dro-
henden Kollapses aufzuhal-
ten. Mit f lankierenden Maß-
nahmen könnte eine höhere 
Regelaltersgrenze das Renten-
system langfristig sogar stabi-
lisieren.

Das große Problem ist, dass 
niemand gerne gezwungen 
wird, länger zu arbeiten. Und 
nicht nur das: Wer körperlich 
harte oder seelisch belastende 
Arbeit macht, der kann seine 
Lebensarbeitszeit nicht nach 
Belieben verlängern. Über-
haupt: Was körperlich hart 
oder seelisch belastend ist, ist 
meist eine persönliche Sache 
und geht niemanden etwas 
an – ganz besonders nicht den 
Staat. Daher ist es vollkom-
men verständlich, dass viele 
Menschen in Deutschland 
überhaupt nichts von diesem 
Vorschlag halten und sich mit 

gutem Recht empören, sobald 
er seinen Weg in die Debatte 
findet.

Doch an diesem Punkt ist 
ein kühler Kopf gefragt. Wir 
haben es hier mit einem Kon-
flikt zu tun, in dem die Unaus-
weichlichkeit der Mathematik 
der würdevollen Entfaltung 
des Individuums gegenüber-
steht. Erstere begrenzt das 
Machbare, letztere beschreibt 
das Wünschenswerte. Die Fra-
ge ist: Wie weit lassen sich die-
se beiden Punkte miteinander 
vereinbaren? Und was ist über-
haupt wünschenswert? 

Auf Antworten stoßen wir, 
wenn wir die Lebensarbeits-
zeit nicht isoliert betrachten, 
sondern sie ins Verhältnis zur 
„Lebensfreizeit“ setzen – eben 
jener Zeit nach dem Renten-
eintritt, die sich ein Bürger 
durch seine Arbeitsjahre er-
wirtschaftet hat.

Dauer des Rentenbezugs 
hat sich verdoppelt
Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes lag das 
durchschnittliche Rentenein-
trittsalter im Jahr 1960 bei 
64,7 Jahren, heute liegt es bei 
64,1 Jahren. Arbeitnehmer 
gehen heute also ein gutes 
halbes Jahr früher in Rente 
als damals. 

Durch eine Reform fiel das 
durchschnittliche Rentenein-
trittsalter in den 1980er- und 
1990er-Jahren zeitweise auf 
bis zu 62,1 Jahre, stieg nach 
1997 aber wieder an. Man 
kann also über einen Zeit-
raum von über 60 Jahren von 
einer mehr oder weniger sta-
gnierenden Lebensarbeitszeit 

sprechen. Zugleich sind die 
Lebenserwartung und mit 
ihr die durchschnittliche 
Rentenbezugsdauer massiv 
angestiegen. Nach Zahlen 
der Deutschen Rentenversi-
cherung lebten Rentner im 
Jahr 1960 im Schnitt noch  
9,9 Jahre im Ruhestand, im 
Jahr 2021 waren es 20,5 Jah-
re. Das bedeutet: Die Zeit-
spanne der wohlverdienten 
Altersruhe ist für heutige 
Rentner mehr als doppelt so 
lang wie für Senioren, die im 
Jahr 1960 in Rente gingen.

Die Sozialverbände sehen 
in einer höheren Regelalters-
grenze eine Rentenkürzung 
für zukünftige Rentner. Mit 
ähnlichen Worten hat auch 
die SPD ihre Ablehnung der 
Rente mit über 67 in ihrem 
Partei-Programm verankert. 

Das kann man so sehen. 
Doch dann muss man ehrlich 
genug sein, um eine Stagna-
tion der Regelaltersgrenze bei 
gleichzeitig steigender Lebens-
erwartung ebenfalls als Ren-
tenkürzung zu bezeichnen, 
nämlich für heutige Rentner.

Warum ist das so? Im Jahr 
2001 lag die durchschnittliche 
Rentenbezugsdauer für Män-
ner bei 13,8 Jahren, im Jahr 
2021 lag sie bei 18,8 Jahren. 
Das bedeutet, dass ein männli-
cher Rentner im Jahr 2021 bei 
gleicher Lebensarbeitsleistung 
einen um 36 Prozent höheren 
Anspruch auf Lebensfreizeit 
erworben hat als ein Rentner 
im Jahr 2001. 

Individuelle Lösungen 
verzweifelt gesucht
Extrapoliert man dies in die 
Zukunft, bedeutet das, dass 
ein heute 45-Jähriger sich im 
Laufe seines Arbeitslebens 
ebenfalls einen deutlich hö-
heren Rentenanspruch er-
wirbt als eine Person, die heu-
te mit 65 in Rente geht. Bei 
einer Brutto-Standardrente 
von gut 1600 Euro monatlich 
würde eine um fünf Jahre 

gestiegene Lebenserwartung 
ohne Berücksichtigung von 
Inflation und Rentenerhö-
hungen einen Unterschied 
von knapp 100 000 Euro ma-
chen. Eine solch massive Leis-
tungsausweitung ohne Mehr-
aufwand ist im Rentenrecht 
schlicht nicht vorgesehen.

Wenn wir also von sozia-
ler Gerechtigkeit sprechen, 
dann gehört auch dies zur 
Wahrheit: Bei steigender Le-
benserwartung ist eine stag-
nierende Lebensarbeitszeit 
gleichbedeutend mit einer 
Rentenkürzung für die heu-
tige Rentnergeneration. Dies 
setzt sich in die Zukunft fort: 
Bei einer kontinuierlich stei-
genden Lebenserwartung 
wird jede Generation gegen-
über ihrer Nachfolge-Genera-
tion sozial benachteiligt, weil 
die Nachfolger bei gleicher 
Arbeitsleistung einen höheren 
Rentenanspruch erwerben. 

Was bedeutet das? Es be-
deutet nicht, dass der rich-
tige Weg die mechanische 
Erhöhung des Rentenalters 
für alle ist. Niemand, wirk-
lich niemand, verlangt, dass 
Menschen in körperlich oder 

seelisch stark belastenden Be-
rufen auch mit 70 noch schuf-
ten müssen. 

Eins ist doch klar: Egal, in 
welchem Job jemand arbeitet, 
der eine stößt nach 30 Arbeits-
jahren an die Grenze des Mach-
baren, der andere will nach 
dem 65. Geburtstag noch mal 
Vollgas geben. In der Sache ist 
das weder verurteilens- noch 
lobenswert, denn die Gründe, 
warum jemand am Ende der 
Fahrt noch Saft im Tank hat, 
sind so unterschiedlich wie 
tiefgreifend persönlich. Und 
so unterschiedlich und per-
sönlich muss auch die Lösung 
des Rentenproblems sein.

Das bedeutet, dass die Ge-
sellschaft eine offene Debat-
te um den richtigen Weg in 
dieser Frage braucht, ohne 
dass bestimmte Vorschläge 
von vornherein als „asozial“, 
„würdelos“ oder als „Respekt-
losigkeit vor der Lebensleis-
tung von Menschen“ abgebü-
gelt werden. Wenn wir uns 
als Gesellschaft den Raum 
geben würden, offen und ver-
nünftig anstatt wütend und 
dogmatisch über diese Frage 
zu diskutieren, würden wir 
vielleicht auch auf Lösungen 
stoßen, die sich viel individu-
eller an die Lebensentwürfe 
der Bürger schmiegen, als es 
eine fixe Regelaltersgrenze für 
alle kann.

Lebenserwartung könnte 
noch massiv steigen
Schließlich entwickeln sich die 
westlichen Industrienationen 
zusehends zu sogenannten 
„silbernen Gesellschaften“, in 
denen immer mehr Menschen 
auch mit 70 oder 80 mental 
und körperlich robust sind 
und wichtige Säulen des wirt-
schaftlichen und gesellschaft-
lichen Lebens darstellen. Die-
se Entwicklung wird sich mit 
Blick auf die Fortschritte in 
Medizin und Biotechnologie 
fortsetzen. 

Wenn revolutionäre, noch 
experimentelle Therapieme-
thoden wie die Gen-Schere 
Crispr/Cas9 zur Krebsheilung 
oder Vorbeugung von Herz-
infarkten in Serie genutzt 
werden, könnte die Lebens-
erwartung in den Industrie-
staaten noch einmal sprung-
haft ansteigen.

Was für ein Leben wollen 
wir den Senioren der Zukunft 
bieten? Älteren Menschen, die 
immer fitter, immer robus-
ter, immer aktiver werden? 
Ein sinkendes Rentenniveau, 
steigende Altersarmut und 
immer größere Vermögens-
unterschiede? Oder ein soli-
des, gesundes Rentensystem? 
Ohne eine Koppelung der Le-
bensarbeitszeit an die Lebens-
erwartung wird letzteres aber 
nicht gelingen. Denn viele Vor-
schläge, die in der öffentlichen 
Debatte als Lösungen des Ren-
tenproblems gepriesen wer-
den, sind ideologische Nebel-
bomben, wie wir im nächsten 
Teil dieser Serie sehen werden.

Um das Rentensystem zu stabilisieren, gibt es nur eine effektive Lösung: eine Erhöhung des 
Rentenalters. Viele empören sich, dass dies eine versteckte Rentenkürzung sei. Das mag sein. 

Doch nichts zu tun, ist auch eine versteckte Kürzung – und zwar für alle heutigen Rentner.

Warum ein höheres Rentenalter  
am Ende doch sozial gerecht ist

Carsten KorfmacherVon

Kontakt zum Autor
c.korfmacher@nordkurier.de
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QUELLE: Deutsche Rentenversicherung, Rentenatlas 2022 * alte Bundesländer NK-GRAFIK

Die Dauer des Rentenbezugs
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BERLIN. Keine Frage: Deutsch-
land braucht gute Löhne. Die 
hohe Inflation frisst das Ein-
kommen der Beschäftigten 
auf, der Fachkräftemangel 
belastet die Unternehmen. 
Und auch um die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit 
wäre es besser bestellt, wenn 
die Bundesrepublik im globa-
len Wettstreit um die klügs-
ten Köpfe und innovativsten 
Mitarbeiter gute Arbeits-
bedingungen und gerechte 
Löhne vorweisen könnte. Die 
Frage ist: Hilft das auch dem 
Rentensystem?

Aus der Politik lautet die 
Antwort auf diese Frage meis-
tens: „Ja – und es ist der einzi-
ge gerechte Weg, um das Ren-
tensystem zu stabilisieren“. 
Besonders jene Parteien, die 
sich den Arbeitskampf auf 
die Fahne geschrieben ha-
ben – Linke, SPD, teilweise die 
Grünen – befürworten diesen 
Weg. Unterstützt werden sie 
dabei von Gewerkschaften 
und Sozialverbänden, die sich 
ebenfalls für gute Löhne und 
faire Arbeitsbedingungen ein-
setzen. All dies ist wichtig, 
gut und gerecht. Das Problem 
ist allein: Es hilft nicht. Gute 
Arbeit kann aus rein mathe-
matischen Gründen das Ren-
tenproblem nicht lösen.

Um das zu verstehen, muss 
man zunächst zwischen zwei 
unterschiedlichen Vorschlä-
gen unterscheiden, die meist 
im Paket gehandelt werden: 
erstens höhere Löhne und 
zweitens eine Ausweitung 
der Erwerbstätigkeit, zum 
Beispiel, indem eine verbes-
serte Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf mehr Frau-
en den Weg in die Arbeitswelt 
ebnet.

Auf den ersten Blick trägt 
beides zur Besserung bei. Er-
innern wir uns zurück an das 
Kernproblem des Rentensys-
tems aus dem zweiten Teil 
dieser Serie, nämlich dass 
das Verhältnis zwischen der 
Zahl der Rentner und der 
Zahl der Arbeitnehmer im-
mer ungünstiger wird. Um 
das Rentenproblem zu lösen, 
muss entweder die Gesamt-
summe der Renten sinken 
oder die Gesamtsumme der 
Rentenbeiträge steigen. 

Höhere Löhne führen zu 
einem Renten-Dilemma
Sowohl höhere Löhne als 
auch eine Ausweitung der 
Erwerbstätigkeit scheinen 
also zu einer Problemlösung 
beizutragen, denn beide Vor-
schläge erhöhen die Gesamt-
summe der Rentenbeiträge. 
Das Verhältnis zur Gesamt-
summe der Renten entwi-
ckelt sich also positiv.

Tatsächlich ist dieses Ar-
gument aber eine Nebelbom-
be, weil sie das sich über die 
Zeit entfaltende Wechselspiel 
zwischen Löhnen, Renten 
und der Inflation ignoriert. 
Letzten Endes läuft der Hö-
here-Löhne-Vorschlag auf 

ein Dilemma hinaus: Ent-
weder verschärft er das Ren-
tenproblem oder die Renten 
reichen am Ende kaum noch 
zum Leben. Warum ist das 
so? Wenn ein heute 37-jähri-
ger Durchschnittsverdiener 
im Jahr 2023 einen Renten-
punkt sammelt, erwirbt er 
damit bei Rentenbeginn im 
Jahr 2053 einen Anspruch in 
Höhe von 37,60 Euro im Wes-
ten und 35,52 Euro im Osten. 
Bei 45 Rentenpunkten ergä-
be dies eine Bruttorente von 
1692 Euro im Westen und 
1598,40 Euro im Osten. 

In 30 Jahren wird diese 
Summe aber eine deutlich 
geringere Kaufkraft besit-
zen, weil die Inflation auf sie 
wirkt. Gehen wir von einer 
optimistischen Schätzung 
von zwei Prozent pro Jahr aus, 
dem langfristigen Inflations-
ziel der Europäischen Zentral-
bank. In diesem Fall hätten die 
1692 Euro Bruttorente im Jahr 
2053 nur noch eine Kaufkraft 
von 934,10 Euro. Deutlich zu 
wenig, um im Alter davon zu 
leben.

Selbstverständlich bleibt 
es dabei nicht, denn die Rente 
wird jedes Jahr an die Lohn-
erhöhungen angepasst. Nach 
dem Gute-Arbeit-Vorschlag 

sollen die Löhne kräftig stei-
gen, was auch zu kräftigen 
Rentenerhöhungen führen 
würde. Doch genau an die-
sem Punkt entfaltet sich 
das Dilemma: Entweder die 
Renten steigen stärker bezie-
hungsweise ebenso kräftig 
wie die Löhne. In diesem Fall 
würde das Problem des demo-
grafischen Wandels erst gar 
nicht adressiert, geschweige 
denn gelöst. Mehr noch: Das 
Rentenproblem würde sogar 
noch verschärft, weil nicht 
nur die Zahl der Rentner 
demografiebedingt zunäh-
me, sondern nun auch der 
erworbene Rentenanspruch 
pro Rentner.

Im schlimmsten Fall  
drohen Armutsrenten
Oder aber die Renten steigen 
deutlich unterhalb der Lohn-
erhöhungen. In dem Fall wür-
de sich die Lage im Rentensys-

tem mit zunehmender Zeit 
entspannen. Doch gleichzei-
tig würde das Rentenniveau 
so stark sinken, dass lang-
fristig die Altersarmut mas-
siv zunähme. Warum? Weil 
die Rentenerhöhungen damit 
automatisch unter die Infla-
tionsrate rutschen würden. 

Als Faustregel lässt sich 
nämlich sagen, dass die Real-
löhne, also die inflationsbe-
reinigten Löhne, langfristig 
immer nur knapp über der 
Inflationsrate steigen. Mal 
liegen sie knapp drunter, 
meistens liegen sie knapp 
drüber, Ausreißer nach oben 
oder unten gibt es zwar, aber 
eher selten. Deutlich größere 
Lohn- als Rentenerhöhungen 
würden also dazu führen, 
dass die Renten nachhaltig 
unterhalb der Inflationsra-
te ansteigen würden, was zu 
einem Jahr für Jahr größeren 
Kaufkraftverlust für Rentner 
führen würde.

Höhere Löhne können das 
Rentenproblem also prinzi-
piell nicht lösen. Das ist nicht 
überraschend, weil das umla-
gefinanzierte Rentensystem 
eine Art Schneeballsystem 
ist. Dabei wird jede Lohn-
erhöhung zeitversetzt nahe-
zu vollständig in eine Ren-
tenerhöhung umgewandelt, 
wodurch die problemlösende 
Wirkung auf das Rentensys-
tem aufgehoben wird. 

Der demografische Wan-
del bleibt dabei vollständig 
unberücksichtigt. Da die 
Renten immer mit den Löh-

nen mitziehen, muss des-
halb etwas anderes die im-
mer weiter steigende Zahl 
an Rentnern ausgleichen. Im 
Endeffekt bedeutet das: Bei 
einer kontinuierlich steigen-
den Lebenserwartung muss 
sich die Erwerbstätigkeit 
ständig ausweiten. Da die 
Arbeitnehmer von heute die 
Rentner von morgen sind, 
dürfen weder Lohnerhöhun-
gen noch die Ausweitung der 
Erwerbstätigkeit ausbleiben, 
sonst gerät das System in eine 
Schieflage.

Die Erwerbstätigkeit  
hat natürliche Grenzen
Das grundsätzliche Problem 
dabei ist, dass der Steigerung 
der Lebenserwartung bis-
her keine natürliche Gren-
ze gesetzt ist, während die 
Erwerbstätigkeit nicht be-
liebig ausgeweitet werden 
kann. Für den Menschen ist 
schlicht kein biologisches 
Maximalalter bekannt. Und 
durch Fortschritte im medi-
zinischen und insbesondere 
biotechnologischen Bereich 
ist es wahrscheinlich, dass 
es gelingen wird, derzeitige 
Altershöchstgrenzen über 
die Generationen hinweg im-
mer weiter in die Zukunft zu 
schieben. Fantastische Aus-
sichten für die Menschheit, 
aber katastrophale für das 
Rentensystem.

Auf der anderen Seite sind 
der Ausweitung der Erwerbs-
tätigkeit natürliche Grenzen 
gesetzt. Wo sollen die ganzen 
Arbeitnehmer in Zeiten eines 
massiven Fachkräftemangels 
denn herkommen? Erstens 
hat Deutschland schon heute 
bei Frauen und Älteren eine 
der höchsten Erwerbsquoten 
Europas. Nach Angaben des 
Instituts der deutschen Wirt-
schaft in Köln (IW) liegen im 
europäischen Vergleich bei 

Frauen nur Schweden und die 
Niederlande vor der Bundes-
republik, in der Altersgruppe 
zwischen 50 und 64 landet 
Deutschland ebenfalls in der 
Spitzengruppe. 

Zweitens ist die Geburten-
rate in Deutschland zu ge-
ring, um den demografischen 
Wandel auszugleichen, ge-
schweige denn für eine kon-
tinuierliche Erweiterung der 
Erwerbstätigkeit zu sorgen. 
Auch die Zuwanderung wird 
nicht ausreichen, um die Lü-
cke zu schließen, da kaum zu 
erwarten ist, dass die Rekord-
einwanderungsjahre der jün-
geren Vergangenheit beliebig 
wiederholbar sind. Das IW 
rechnet deshalb damit, dass 
ein Rückgang der Zahl der Er-
werbspersonen bis 2030 nicht 
verhindert werden kann.

Drittens fehlt in Deutsch-
land der politische Wille, 
deutliche Arbeitsanreize zu 
schaffen. Die Wirkung des 
demografischen Wandels auf 
das Rentensystem eskaliert, 
wenn Menschen im erwerbs-
fähigen Alter keine Renten-
beiträge zahlen, sondern auf 
Sozialtransfers angewiesen 
sind. Es ist zweifelhaft, dass 
Sozialleistungen wie das Bür-
gergeld dies wirkungsvoll ver-
hindern. Ebenso zweifelhaft 
ist es, dass schlechte Arbeit 
in Minijobs oder im Niedrig-
lohnsektor Bezieher von So-
zialleistungen langfristig in 
Arbeit lockt.

Ohne Wachstum stürzt  
das Rentensystem ein
Viertens kommen auf lange 
Sicht Faktoren wie Fläche und 
Infrastruktur ins Spiel: Immer 
mehr Arbeitnehmer müssen 
irgendwo wohnen, zum Arzt 
gehen, ihre Kinder in die Schu-
le schicken, Straßen benutzen 
oder Bahn fahren. Auch hier 
gibt es natürliche Grenzen. 

Und fünftens wird ein an-
haltend starkes Wirtschafts-
wachstum benötigt, um die 
Erwerbstätigkeit kontinu-
ierlich auszuweiten. Nicht 
nur, dass es hier berechtigte 
Zweifel gibt, ob der deutschen 
Wirtschaft das überhaupt ge-
lingt: Wir stehen zudem vor 
dem klassischen Wachstums-
dilemma. Klimaschonendes 
Wirtschaftswachstum oder 
gar „grünes Schrumpfen“ 
werden kein Thema mehr 
sein können, wenn sich die 
Politik weigert, ein Renten-
system zu reformieren, das 
auf Gedeih und Verderb der 
Notwendigkeit des knallhar-
ten Wirtschaftswachstums 
aufgeliefert ist.

Wenn der Gute-Arbeit-Vor-
schlag das Rentenproblem 
so offensichtlich nicht lösen 
kann, warum wird er dann 
politisch so rigoros vertreten? 
Ganz einfach: Weil es popu-
lärer ist, höhere Löhne als 
eine längere Lebensarbeits-
zeit zu fordern. Faire Löhne 
und gute Arbeitsbedingungen 
sind absolut berechtigte For-
derungen, mit Blick auf die 
Stabilität der Rente aber ideo-
logische Nebelbomben.

Dass die Entscheidungsträ-
ger das Kernproblem des Ren-
tensystems auf diese Weise 
seit einem halben Jahrhundert 
verschleppt und verschärft 
haben, ist die fahrlässig ak-
zeptierte Folge. Im nächsten 
und letzten Teil dieser Serie 
werden wir uns die Frage 
stellen, ob das Rentensystem 
tatsächlich zusammenbricht 
oder ob es nicht externe Maß-
nahmen gibt, die das System 
stabilisieren können.

NK-MONTAGE: HANNES ACKERMANN MIT BILDERN VON STOKKETE; PRESSMASTER - STOCK.ADOBE.COM

Es wäre zu schön, um wahr zu sein: Aus der Politik kommt oft der Vorschlag, 
das Rentenproblem durch faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen für alle zu 

lösen. Leider ist das ideologie-getriebenes Wunschdenken.

Gute Arbeit kann die 
Rente nicht retten

Carsten KorfmacherVon

Kontakt zum Autor
c.korfmacher@nordkurier.de

QUELLE: Deutsche Rentenversicherung; (Zahlen bis 1990 alte Bundesländer) NK-GRAFIK. H. Ackermann

Lohnentwicklung, Rentenanpassung und Inflation 1960-2020
1957 1970 1980 1990 2000 2010 20201960

1960 - 1970

Löhne
+ 119 %
Renten
+ 113 %
Inflation
+ 29 %

Löhne
+ 121 %
Renten
+ 124 %
Inflation
+ 64 %

Löhne
+ 42 %
Renten
+ 42 %
Inflation
+ 29 %

Löhne
+ 29 %
Renten
+ 24 %
Inflation
+ 22 %

Löhne
+ 12 %
Renten
+ 10 %
Inflation
+ 17 %

Löhne
+ 25 %
Renten
+ 24 %
Inflation
+ 13 %

1970 - 1980
1980 - 1990

1990 - 2000
2000- 2010

2010- 2020
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BERLIN. Häufig wird vom 
Kollaps des Rentensystems 
gesprochen. Dadurch wird 
der Eindruck erweckt, als 
könnte es einen tatsächlichen 
Zusammenbruch geben, wie 
bei einem maroden Haus, das 
irgendwann in sich zusam-
menfällt. Diese Sichtweise ist 
falsch. Das Rentensystem ist 
praktisch bis zu einer Staats-
pleite der Bundesrepublik 
„sicher“: Keine Regierung 
würde die monatlichen Ren-
tenleistungen kürzen oder 
streichen, nur um die Lage 
des Staatshaushalts aufzubes-
sern. Eine solche Maßnahme 
würde direkt zu einer Ver-
armung von weiten Teilen 
der Bevölkerung führen, im 
schlimmsten Fall zu einer 
Hungerskrise oder bürger-
kriegsähnlichen Zuständen. 
Es ist fast überflüssig zu er-
wähnen, dass die Kosten für 
die Behebung dieser Folgen 
in keinem Verhältnis stehen 
würden zur einfachen Wei-
terzahlung der Rente – auch 
wenn diese nur noch auf 
Pump möglich wäre.

Deshalb ist es besser, nicht 
von einem Kollaps, sondern 
von einer Degeneration des 
Rentensystems zu sprechen, 
von einem kontinuierlichen 
Verfall. Das ist die wahre 
Bedrohung durch die demo-
grafische Entwicklung. Um 
bei der Metapher des maro-
den Hauses zu bleiben: Die 
Gefahr ist nicht, dass das Ge-
bäude einstürzt und alle Be-
wohner unter sich begräbt. 

Die Gefahr ist, dass es im 
Laufe der Zeit so teuer wird, 
das Haus vor dem Einsturz zu 
bewahren, dass kaum noch 
Spielraum für andere notwen-
dige Ausgaben bleibt: Inves-
titionen in Infrastruktur, Bil-
dung, Gesundheitswesen, in 
Forschung und Entwicklung, 
Klimaschutz, Wirtschaftsför-
derung – generell in die Zu-
kunft des Landes. 

In den vergangenen Jahr-
zehnten hat die Politik dieses 
marode Haus immer nur neu 
angestrichen. Stattdessen ist 
eine Kernsanierung notwen-
dig: Die tragenden Balken 
des Systems müssen erneuert 
und die Statik auf ihre nach-
haltige Belastbarkeit geprüft 
werden. Das ist kurzfristig 
schmerzhaft und teuer, aber 
langfristig der einzige Weg, 
um die Folgekosten im Rah-
men zu halten.

Kann das System von 
außen stabilisiert werden?
Die große Gefahr dabei ist, 
dass wir nicht erkennen, 
wann die Zeit gekommen ist, 
um die Reißleine zu ziehen. 
Wie wir in den vergangenen 
vier Serienteilen sahen, kann 
schließlich immer irgendet-
was gemacht werden, um wie-
der für ein paar Jahre über die 
Runden zu kommen. 

Gleichzeitig sind die Folge-
kosten erst auf den zweiten 
Blick sichtbar. Denn es han-
delt sich um sogenannte „Op-
portunitätskosten“, die einen 
Nutzen beschreiben, der auf-
grund einer unterlassenen 
Handlung verloren geht. Ver-
einfacht gesagt: Würde man 
die 100 Milliarden Euro aus 

Steuergeldern, die jedes Jahr 
ins Rentensystem fließen, 
jährlich ins Bildungswesen 
oder die wirtschaftliche För-
derung von Zukunftstech-
nologie-Startups stecken, 
bräuchte man sich in einigen 
Jahren keine Sorgen mehr 
um den Fachkräftemangel 
oder die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der Bundes-
republik zu machen. Doch 
dieser Nutzen geht verloren, 
weil wir uns seit über einem 
halben Jahrhundert dazu ent-
scheiden, das Rentenproblem 
nicht grundsätzlich zu lösen.

Von innen heraus gibt es 
nur eine einzige Möglichkeit, 
den strukturellen Fehler im 
Rentensystem zu beheben: 
Das Problem beginnt mit der 
steigenden Lebenserwartung, 
deswegen endet es auch dort, 
nämlich indem das Renten-
alter an die Lebenserwartung 
gekoppelt wird. Diese Maß-
nahme ist aber so unpopulär, 
dass befürchtet werden muss, 
dass sie erst umgesetzt wird, 
wenn es gar nicht mehr an-
ders geht. Doch was ist mit 
„externen“ Lösungen? Könn-
te das Rentensystem nicht 
irgendwie von außen stabi-
lisiert werden? Es gibt zwei 
vielversprechende, aber letzt-
lich erfolglose Optionen.

Beamte und Selbstständige 
retten das System nicht
Gleich zu Beginn dieser Se-
rie wandten sich zahlreiche 
Leser mit einem Vorschlag 
an den Nordkurier: Alle Er-
werbstätigen des Landes, 
auch Beamte, Selbstständige 
und Politiker, müssten in die 
gesetzliche Rente einzahlen. 
Dadurch würden die Einnah-

men deutlich erhöht, was den 
Druck auf das System insge-
samt verringere. Österreich, 
das mit einem Rentenniveau 
von knapp 80 Prozent deut-
lich über den 48 Prozent in 
Deutschland liegt, setzt ein 
solches Modell bereits seit 
Jahren um. 

Das Problem dabei ist, dass 
dieser Vorschlag das struktu-
relle Problem des umlage-
finanzierten Rentensystems 
nicht löst. Nach Analysen 
der internationalen Unter-
nehmensberatung Mercer, die 
jedes Jahr die besten Renten-
systeme kürt, hat Österreich 
die zukunftsunfähigste Rente 
der Welt. Die Alpenrepublik 
sitzt demnach mehr noch als 
Deutschland auf einer ticken-
den Zeitbombe.

Überraschend ist diese Er-
kenntnis nicht: Es mag sein, 
dass bei einer Zusammenle-
gung der Systeme kurzfristig 
mehr Geld zur Verfügung 
stünde, weil Beamte und 
Selbstständige im Schnitt re-
lativ hohe Einkommen haben 
und damit auch hohe Renten-
beiträge zahlen. Doch gleich-
zeitig erwerben sie auch hö-
here Rentenansprüche. 

Deswegen werden nur die 
Einnahme- und Ausnahme-
ströme verschoben, gesamt-
wirtschaftlich ändert sich 
aber nichts: Da zukünftig 
weniger Betragszahler mehr 
Rentner finanzieren müssen, 
ganz egal, ob diese angestellt, 
selbstständig oder verbeam-
tet sind, wird der strukturel-
le Fehler im Rentensystem 
schlicht nicht adressiert. 
Auch wenn die Zusammen-
legung der Systeme aus an-
deren Gründen sinnvoll sein 

kann, wird das Rentenprob-
lem dadurch nicht gelindert, 
geschweige denn gelöst.

Wirklich hilfreich wäre es, 
wenn das Rentensystem außer 
Beiträgen und Steuerzuschüs-
sen noch andere Einnahme-
ströme hätte. Das ist die Idee 
hinter einer teils kapitalge-
deckten Rente: Geld wird am 
globalen Kapitalmarkt ange-
legt und die Gewinne f ließen 
direkt ins Rentensystem. Ein 
solcher Mechanismus wird 
gerade eingeführt, im Raum 
stehen schuldenfinanzierte 
10 Milliarden Euro pro Jahr.

Die Aktienrente ist wichtig, 
kommt aber viel zu spät
Das Problem dabei: Auch 
wenn es sich viel anhört, die 
Summe ist nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein. War-
um? Gehen wir davon aus, 
dass ein deutscher Staats-
fonds eine jährliche Rendite 
von 7 Prozent erwirtschaf-
ten kann. Das ist die histo-
rische Durchschnittsrendite 
am globalen Aktienmarkt. 
Wahrscheinlich wird sie et-
was geringer ausfallen, weil 
der Fonds mehr Sicherheiten 
bräuchte, die wiederum weni-
ger Rendite bringen. 

Von diesen 7 Prozent muss 
zunächst die Inflation abge-
zogen werden, schließlich 
finden inflationsausgleichen-

de Rentenerhöhungen statt. 
Gehen wir vom EZB-Ziel von 
2,0 Prozent aus. Außerdem 
muss der Schuldendienst 
abgezogen werden, denn 
die Einlagen des Staatsfonds 
werden über die Ausgabe von 
Bundesanleihen, also über 
Staatsschulden, finanziert. 
Gehen wir optimistisch von 
einem durchschnittlichen, 
langfristigen Zins von 1,0 
Prozent aus. Hinzu kommen 
realistische Verwaltungskos-
ten von 0,5 Prozent.

Der deutsche Renten-Fonds 
kann unter dem Strich unter 
diesen Annahmen also nur 
noch 3,5 Prozent Gewinn 
bringen. Um jährlich die rund 
100 Milliarden Euro zu er-
wirtschaften, die bereits heu-
te aus Steuergeldern ins Ren-
tensystem fließen, müsste 
der Staatsfonds ein Volumen 
von mehr als 2,85 Billionen 
Euro haben. Um dieses Volu-
men mit 10 Milliarden Euro 
pro Jahr zu erreichen, dauert 
es mehr als 285 Jahre. 

Das bedeutet: Es würde bis 
ins Jahr 2308 dauern, bis der 
Staatsfonds das Defizit aus-
gleichen könnte, das bereits 
im Jahr 2023 im deutschen 
Rentensystem besteht. Wür-
de der jährliche Gewinn nicht 
zur Stabilisierung des Renten-
systems abgeschöpft, sondern 
zum Zwecke des Zinseszins-

effektes im Fonds behalten, 
würde es unter den obigen 
Annahmen immer noch 75 
Jahre dauern, bis der Staats-
fonds das notwendige Volu-
men erreicht hätte.

Diese Rechnung ist hoch-
spekulativ und stark verein-
facht, zeigt aber, von welchen 
Größenordnungen wir hier 
sprechen: Jährlich 10 Mil-
liarden Euro sind einfach zu 
wenig, um kurz- oder mittel-
fristig einen Unterschied zu 
machen. Auf die sehr lange 
Sicht ist die Aktienrente – ver-
nünftig konzipiert – ein ele-
mentarer Baustein zukünfti-
ger Staatshaushalte. Doch die 
Wahrscheinlichkeit ist groß, 
dass die finanzielle Über-
forderung des Staates durch 
den demografischen Wandel 
früher eintritt als das Fließen 
saftiger Gewinne aus einem 
Renten-Aktienfonds.

Es besteht Hoffnung  
für das Rentensystem
Was lässt sich nun aus all 
den Informationen schlie-
ßen, die wir in dieser Serie 
zusammengetragen haben? 
Vor allem eines: Das Renten-
system benötigt eine grund-
legende Reform, deren zent-
rales Element die Koppelung 
der Lebensarbeitszeit an die 
Lebenserwartung sein muss. 

Die entscheidende Frage 
hier ist nicht das „ob“, son-
dern das „wie“: Wie kann eine 
Erhöhung der Lebensarbeits-
zeit sozial gerecht und sinn-
voll umgesetzt werden? Zu 
dieser Frage muss es eine of-
fene und ehrliche Diskussion 
geben, in der die Gesellschaft 
ohne Wut und ideologische 
Augenwischerei um die bes-
ten Vorschläge ringt. Durch 
eine solche Reform kann die 
Degeneration des Rentensys-
tems aufgehalten werden. 

Um es zu stabilisieren, 
sind weitere fundamentale 
Maßnahmen erforderlich: 
Die Aktienrente wird hier 
eine zentrale Rolle spielen, 
da sie bei einem langfristig 
überschaubaren Risiko leis-
tungslose Zusatzeinnahmen 
verspricht. Auch die Zusam-
menlegung der Systeme für 
Rentner und Beamte ist eine 
Option, die zwar das System 
nicht rettet, aber zumindest 
das Gefühl schafft, dass wir 
alle in einem Boot sitzen.

Flankierende Maßnahmen 
können dann dazu dienen, die 
steuerliche Subventionierung 
des Rentensystems Schritt 
für Schritt zu reduzieren. 
Dazu gehören gute Löhne, 
gute Arbeitsbedingungen, 
eine Förderung lückenloser 
Erwerbsbiografien, eine ver-
pflichtende Berufsrente, eine 
staatlich geförderte, massiv 
steuererleichterte private Al-
tersvorsorge und bürokratie-
arme Möglichkeiten der Ein-
wanderung zum Zweck der 
Arbeitsaufnahme. 

In den Industrienationen 
ist der demografische Wan-
del eine der kolossalen He-
rausforderungen der kom-
menden Jahrzehnte. Doch er 
muss nicht ausweglos sein. 
Das Rentensystem ist nicht 
dem Untergang geweiht.

Irgendwann kollabiert das Rentensystem, heißt es oft. Doch was ist damit überhaupt 
gemeint? Stellt der Staat dann seine Rentenzahlungen ein? Nein. Doch es ist ein 

langes Siechtum zu erwarten, das irgendwann existenzbedrohend für den Staat wird. 
Auch die Aktienrente oder die Zusammenlegung der gesetzlichen Rente mit dem 

Pensionssystem für Beamte können das nicht verhindern.

Wie bricht das Rentensystem 
zusammen?

Carsten KorfmacherVon

Kontakt zum Autor
c.korfmacher@nordkurier.de
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